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Stadt Bitterfeld-Wolfen 
Stadtrat 

 

Beschlussantrag Nr. : 248-2019 

  

 

   aus öffentlicher Sitzung 

 

 

 

Einreicher: Oberbürgermeister 
Verantwortlich für die Umsetzung: Bauamt 
Budget / Produkt:  

 

 

 

Beratungsfolge 

Gremium Termin J N E 

Stadtrat 25.09.2019    

    

 

 

Beschlussgegenstand: 

Beschluss einer außerplanmäßigen Aufwendung gemäß § 105 KVG LSA zur Finanzierung einer 

Machbarkeitsstudie zur Ausrichtung der Landesgartenschau 2026 

 

Antragsinhalt: 

Der Stadtrat der Stadt Bitterfeld-Wolfen beschließt eine außerplanmäßige Aufwendung gemäß § 105 KVG 

LSA in Höhe von 50.000 € und im Zuge dessen auch die Übertragbarkeit der Mittel dieser Maßnahme in das 

Haushaltsjahr 2020 gemäß § 19 Abs. 1 und 3 KomHVO. 

 

 

  

 

Begründung: 

Der Stadtrat der Stadt Bitterfeld-Wolfen hat mit Beschluss 206-2019 den Oberbürgermeister beauftragt, bis 

Ende des 1. Quartals 2020 eine Machbarkeitsstudie erarbeiten zu lassen, die im Ergebnis auf die Ausrichtung 

einer Landesgartenschau 2026 zielt.  

 

Um die Zielstellung erreichen zu können, wird es erforderlich sein, noch in diesem Jahr die 

Machbarkeitsstudie zu beauftragen. Eine Vergabe der Leistungen ist nur möglich, wenn die dafür 

erforderlichen Haushaltsmittel zur Verfügung stehen. Die Verwaltung rechnet mit einem Kostenrahmen von 

50.000 €.  

 

Die Stadt Bitterfeld-Wolfen hat bei der Investitionsbank Sachsen-Anhalt die Gewährung eines Zuschusses 

aus dem Programm Sachsen-Anhalt REGIO mit Auszahlungsbedarf in 2020 gestellt. Die Maximalförderung 

beträgt 80 % der zuwendungsfähigen Kosten. Sollte der Fördermittelantrag bewilligt werden, reduziert sich 

der Eigenmittelanteil auf 10.000 €.  
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Grundlagen für den Beschlussantrag  (Gesetze, Ordnungen, Beschlüsse): 

 

KVG LSA, Hauptsatzung der Stadt Bitterfeld-Wolfen 

  

 

Welche Beschlüsse wurden zu dieser Problematik bereits gefasst 

(Beschlussnummer-Jahr)? 206-2019  

 

Welche Beschlüsse sind 

a) zu ändern?   keine 

b) aufzuheben? keine 

(Beschlussnummer-Jahr)? 

 

Die Behindertenfreundlichkeitsprüfung entsprechend den gesetzlichen Vorgaben (EU-, Bundes- und 

Landesrecht) 

 

wurde durchgeführt 

ist nicht notwendig 

 

 

 

 

Welche finanziellen Auswirkungen ergeben sich:       

a) Untersachkonten: 54350.40059 – Sachverständigenkosten - Machbarkeitsstudie 

b) Maßnahmenummer (bei Investitionen):       

c) Betrag in € einmalig: 50.000,00 € 

d) Folgekosten in € nach Jahresscheiben:  
 

 

Die Deckung erfolgt aus folgenden Untersachkonten: 

 

52220.40047       Bekämpfung Eichenprozessionsspinner     7.000 Euro 

52220.40042       Instandsetzung/Wartung temporärer Grundwasserbrunnen 10.000 Euro  

52220.40039       Rekultivierung Park der Chemiearbeiter     3.000 Euro 

52230.40002       Unterhaltung Straßen      13.000 Euro  

52230.40008       Unterhaltung Radverkehrsanlage    10.000 Euro 

52412.40010       Aufwendungen Abwasser- Tiefbau      7.000 Euro 

  

 

 

 

              

Unterschrift der Einreicherin /des Einreichers zur 

Vorlagennummer: 248-2019 

 

Anlagen: 

keine 
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